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PRÄaMBEL

verkündigung, Liturgie und Caritas sind die wesentlichen aufträge 
der katholischen kirche.

Caritas ist ausdruck des Lebens der kirche, in der gott durch die 
menschen sein Werk verwirklicht. in der Caritas „wird der glaube 
in der Liebe wirksam“ (gal. 5,6).

somit ist Caritas Pflicht des ganzen gottesvolkes und jedes ein-
zelnen Christen.

ihrer vollen erfüllung in der diözese gilt die besondere sorge des 
bischofs.

daher steht dieser Caritasverband unter dem schutz und der auf-
sicht des erzbischofs von köln.

in ihm sind alle innerhalb seines bereiches der Caritas dienenden 
einrichtungen und dienste institutionell zusammengefasst; er vertritt 
die Caritas seines bereiches nach außen. der verband ist mitglieder- 
verband und für seinen bereich verband der Freien Wohlfahrtspflege.  
er ist repräsentant der sozial-caritativen arbeit der katholischen 
kirche in Leverkusen.

§ 1 name, Sitz und geschäftsjahr

(1) der verband trägt den namen „Caritasverband 
 Leverkusen e. v. ”.

(2) der sitz des verbandes ist Leverkusen. er unterhält dort 
 eine geschäftsstelle.

(3) er ist in das vereinsregister des amtsgerichts 
 Leverkusen eingetragen.

(4) das geschäftsjahr ist das kalenderjahr.

§ 2 Stellung und zweck

(1) der verband ist die vom erzbischof von köln anerkannte  
 institutionelle zusammenfassung aller der Caritas dienenden  
 einrichtungen und dienste sowie die vertretung der Caritas  
 innerhalb der stadt Leverkusen. er ist verband der Freien  
 Wohlfahrtspflege auf stadtebene. spitzenverband ist der  
 diözesan-Caritasverband für das erzbistum köln e. v.

(2) der verband ist gliederung und mitglied des diözesan- 
 Caritasverbandes für das erzbistum köln sowie des deut- 
 schen Caritasverbandes. der verband ist berechtigt und  
 verpflichtet, das verbandszeichen (Flammenkreuz mit zusatz  
 „Caritas“) zu führen.

(3) er verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige,  
 mildtätige und kirchliche zwecke im sinne des abschnitts  
 „steuerbegünstigte zwecke“ der abgabenordnung. 
 der verband ist selbstlos tätig. er verfolgt nicht in erster Linie  
 eigenwirtschaftliche zwecke. mittel des verbandes dürfen  
 nur für die satzungsgemäßen zwecke verwendet werden. es  
 darf keine Person durch ausgaben, die den zwecken des  
 verbandes fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe  
 vergütungen begünstigt werden. die mitglieder erhalten als  
 mitglieder keine zuwendungen aus mitteln des verbandes.

(4) der verband ist berechtigt, sich an einrichtungen mit eigener  
 rechtspersönlichkeit, die dem verbandszweck dienen, zu  
 beteiligen oder sie zu errichten, soweit dies steuerrechtlich  
 zulässig ist. der verband kann sich zur erfüllung seiner auf- 
 gaben einer hilfsperson im sinne des § 57 abs. 1 satz 2  
 abgabenordnung in der jeweils gültigen Fassung bedienen,  
 soweit er die aufgaben nicht selbst wahrnimmt.
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§ 3 aufgaben

(1) der verband widmet sich allen aufgaben sozialer und cari- 
 tativer hilfe.

(2) er soll in seinem bereich die interessen der Caritas  wahrnehmen  
 sowie aktionen und Werke grundsätzlich im zusammen-
 wirken mit den Pfarreien und den katholischen Fachverbän- 
 den und vereinigungen durchführen. er soll insbesondere

 1. die Werke der Caritas anregen, fördern und das zusam- 
  menwirken aller auf dem gebiet der Caritas tätigen  
  Personen, gruppen und einrichtungen herbeiführen;

 2. auf der ebene der Pfarreien, seelsorgebereiche und de- 
  kanate die ehrenamtliche Caritasarbeit im zusammen- 
  wirken mit den Caritasbeauftragten anregen, fördern und  
  vertiefen;

 3. die Caritas in angelegenheiten örtlicher bedeutung ver- 
  treten und die zusammenarbeit mit behörden und sons- 
  tigen organisationen gewährleisten;

 4. in organisationen mitwirken soweit aufgabengebiete so- 
  zialer und caritativer hilfe berührt werden;

 5. als verband der Freien Wohlfahrtspflege tätig werden;

 6. mit den übrigen verbänden der Freien Wohlfahrtspflege  
  zusammenarbeiten und in der öffentlichen sozial-, Jugend-  
  und gesundheitshilfe mitwirken;

 7. das interesse für soziale berufe wecken sowie das spezi- 
  fische des kirchlichen auftrages bewusst machen;

 8. zur Förderung und entwicklung der sozialen und caritativen  
  Facharbeit und ihrer methoden beitragen;

 9. die ausbildung, Fortbildung und schulung von haupt-  
  und ehrenamtlich im sozialen und caritativen bereich tä- 
  tigen wahrnehmen und unterstützen;

 10. die öffentlichkeit informieren;

 11. in organen und ausschüssen des diözesan-Caritasver- 
  bandes und des deutschen Caritasverbandes mitwirken;

 12. hilfsbedürftige im sinne des § 53 abgabenordnung un- 
  terstützen;

 13. dienste und einrichtungen unterhalten.

(3) der Caritasverband darf innerhalb des erzbistums köln aus- 
 nahmsweise aufgaben im sinne des § 3 abs. 1 und abs. 2  
 auch außerhalb seiner regionalen zuständigkeit wahrneh- 
 men, wenn der regional zuständige Caritasverband und der  
 diözesan-Caritasverband hierzu ihre vorherige schriftliche  
 zustimmung erteilen.

§ 4 Organisation

(1) der verband umfasst

 1. alle im verbandsbereich bestehenden Caritasausschüsse  
  und sonstigen caritativen gruppen;

 2. alle im verbandsbereich bestehenden örtlichen gliede- 
  rungen der dem deutschen Caritasverband angeschlos- 
  senen anerkannten zentralen katholischen caritativen  
  Fachverbände und vereinigungen;

 3. alle katholisch-caritativen einrichtungen, die den innerhalb  
  des deutschen Caritasverbandes gebildeten zusammen- 
  schlüssen caritativer einrichtungen gleicher Fachrichtung  
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  angehören und deren einzugsbereich nicht wesentlich  
  über den verbandsbereich hinausgeht.
  die vereinsrechtliche mitgliedschaft dieser organisationen  
  richtet sich alleine nach § 5.

(2) die in abs. 1 genannten verbände und einrichtungen üben  
 ihre satzungsgemäße tätigkeit selbstständig aus.

§ 5 Voraussetzungen der Mitgliedschaft und assoziierung  
 im Verband. Rechte und Pflichten des Verbandes, der  
 Mitglieder und der assoziierten träger

(1) mitglieder des verbandes können sein:

 1. natürliche Personen, die als katholiken an der erfüllung  
  des auftrages der Caritas der katholischen kirche mit- 
  wirken (persönliche mitglieder) sowie

 2. solche juristischen Personen als träger von einrichtungen  
  und diensten, die entweder vom deutschen Caritasver- 
  band anerkannte caritative Fachverbände oder vereini- 
  gungen sind oder die nach ihrer satzung und tätigkeit  
  im verbandsbereich aufgaben der Caritas erfüllen (kor- 
  porative mitglieder). sie müssen als gemeinnützig, mild- 
  tätig bzw. kirchlich im sinne der §§ 52 – 54 abgabenord- 
  nung anerkannt sein.

 sie sind verpflichtet,

 a) eine tätigkeit im sinne der Caritas der katholischen kirche  
  auszuüben und eine entsprechende Formulierung in der 
  satzung vorzulegen,

 b) die „grundordnung des kirchlichen dienstes im rahmen  
  kirchlicher arbeitsverhältnisse“ in der jeweils gültigen  
  Fassung rechtsverbindlich zu übernehmen,

 c) mit ihren mitarbeiterinnen und mitarbeitern arbeitsver- 
  träge nach den „richtlinien für arbeitsverträge in den  
  einrichtungen des deutschen Caritasverbandes“ (avr)  
  oder nach anderen, auf der grundlage des art. 7 der  
  „grundordnung des kirchlichen dienstes im rahmen  
  kirchlicher arbeitsverhältnisse“ zustande gekommenen  
  koda-ordnungen in der jeweils geltenden Fassung ab 
  zuschließen,

 d) in ihren einrichtungen mitarbeitervertretungen nach der je- 
  weils geltenden Fassung der mitarbeitervertretungsord- 
  nung zu bilden,

 e) dem verband für die erfüllung seiner aufgaben als ver- 
  band der Freien Wohlfahrtspflege alle erforderlichen aus- 
  künfte zu geben und sich in der fachlichen und konzep- 
  tionellen arbeit und bei der gestaltung der dienste und  
  aufgaben mit dem verband abzustimmen,

 f) in ihrer satzung die mitgliedschaft beim verband festzu- 
  legen,

 g) in ihrer satzung sich der allgemeinen aufsicht des erz- 
  bischofs von köln zu unterstellen,

 h) das zusammenwirken aller an der katholischen Caritas  
  beteiligten und die verwirklichung der ziele des deutschen  
  Caritasverbandes durch information und kooperation zu  
  fördern,

 i) keine mitgliedschaft in einem anderen spitzenverband  
  der Freien Wohlfahrtspflege zu erwerben oder aufrecht zu  
  erhalten,

 j) den verband und den diözesan-Caritasverband über  
  Änderungen der satzung, statuten bzw. gesellschafts- 
  verträge einschließlich gesellschafterwechsel sowie über  
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  Wechsel bzw. ausscheiden der mitglieder des vertre- 
  tungsberechtigten organs zu informieren sowie dem ver- 
  band und dem diözesan-Caritasverband eine aktuelle  
  Fassung der satzung, statuten bzw. gesellschaftsverträge 
  und jede Änderung derselben in abschrift einzureichen.

 k) sich von einem Wirtschaftsprüfer, vereidigten buchprüfer  
  bzw. steuerberater prüfen zu lassen.

(2) die im verbandsbereich gelegenen kirchengemeinden sowie  
 die rechtsträger von im verbandsbereich gelegenen carita- 
 tiven diensten und einrichtungen, die mitglieder der in § 4  
 abs. 1 ziff. 2 genannten Fachverbände und vereinigungen  
 und der in § 4 abs. 1 ziff. 3 genannten zusammenschlüsse  
 sind, sind mitglieder des verbandes, sofern sie mit der mit- 
 gliedschaft einverstanden sind und soweit sie nicht gemäß  
 § 6 abs. 2 ziff. 3 ausgeschlossen sind oder soweit die mit 
 gliedschaft nicht nach § 6 abs. 2 ziff. 1 oder 2 erloschen ist.

(3) die mitglieder des verbandes sind unter den jeweiligen vo- 
 raussetzungen der satzung des diözesan-Caritasverbandes  
 und des deutschen Caritasverbandes zugleich mitglieder  
 des diözesan-Caritasverbandes für das erzbistum köln e.v.  
 sowie des deutschen Caritasverbandes. sie werden vom  
 diözesan-Caritasverband spitzenverbandlich vertreten.
 die mitglieder des verbandes sind nur dann berechtigt, das  
 verbandszeichen zu führen, wenn ihnen dieses recht vom  
 vorstand des diözesan-Caritasverbandes schriftlich verliehen  
 worden ist. der vorstand des diözesan-Caritasverbandes  
 entscheidet auch über den entzug der berechtigung.

(4) alle mitglieder des verbandes wirken an der erfüllung des  
 auftrages der Caritas der katholischen kirche mit.

(5) rechtsfähige träger von diensten und einrichtungen, die den  
 zielen des verbandes nahestehen, aber die voraussetzungen  
 einer korporativen mitgliedschaft nicht erfüllen, können dem 

 verband assoziiert werden (sog. assoziierte träger). sie müs- 
 sen als gemeinnützig, mildtätig bzw. kirchlich im sinne der  
 §§ 52 – 54 abgabenordnung anerkannt sein.
 sie sind verpflichtet,

 a) eine tätigkeit im sinne der Caritas der katholischen kirche  
  auszuüben und eine entsprechende Formulierung in der 
  satzung vorzulegen,

 b) das zusammenwirken aller an der katholischen Caritas  
  beteiligten und die verwirklichung der ziele des deutschen  
  Caritasverbandes durch information und kooperation zu  
  fördern und ihre aktivitäten mit dem Caritasverband und  
  dem diözesan-Caritasverband abzustimmen,

 c) keine mitgliedschaft in einem anderen spitzenverband  
  der Freien Wohlfahrtspflege zu erwerben oder aufrecht zu 
  erhalten.
  
 bei ehrenamtlich und christlich geprägten rechtsfähigen  
 initiativen kann auf das merkmal des buchstaben a) auf  
 grund einer einzelfallentscheidung des vorstandes, die der  
 vorherigen schriftlichen zustimmung des vorstandes des  
 diözesan-Caritasverbandes bedarf, für eine befristete 
 zeit verzichtet werden, wenn dadurch eine integration in die 
 kirchlichen verbandsstrukturen ermöglicht werden kann. vor- 
 aussetzung ist hierfür, dass die initiative entscheidend  
 durch katholische Persönlichkeiten geprägt wird.
 eine assoziierung ist ausgeschlossen, wenn der träger  
 bereits korporatives mitglied des verbandes war und die  
 mitgliedschaftsbedingungen gemäß § 5 abs. 1 ziff. 2 für  
 korporative mitglieder nicht mehr erfüllt. eine assoziierung  
 ist ebenfalls ausgeschlossen, wenn der den antragstel- 
 lende träger die voraussetzungen nach § 5 abs. 1 ziff. 2 für 
 korporative mitglieder erfüllen könnte, jedoch nur aus gründen 
 der umgehung des kirchlichen arbeitsrechtes oder sonstigen  
 kirchlichen rechtes die Form der assoziierung wählt.
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 assoziierte träger werden vom verband informiert und bera- 
 ten sowie im rahmen der satzungsgemäßen aufgaben des  
 verbandes gegenüber dritten verbandlich und vom diözesan- 
 Caritasverband spitzenverbandlich vertreten. die assoziie-
 rung erfolgt in der regel in Form des abschlusses eines  
 assoziierungsvertrages, in dem die einzelheiten der assozi- 
 ierung geregelt werden. assoziierte träger haben kein stimm- 
 recht und kein aktives und passives Wahlrecht in den  
 organen des Caritasverbandes, des diözesan-Caritasver-
 bandes und des deutschen Caritasverbandes. assoziierte  
 träger haben dem verband und dem diözesan-Caritasver- 
 band für die erfüllung ihrer aufgaben als verband bzw.  
 spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege alle erforderli-
 chen auskünfte zu geben. die verpflichtungen aus § 5 abs. 1  
 ziff. 2 j) und k) gelten entsprechend für assoziierte träger.

(6) näheres hinsichtlich aufnahme und ausschluss von persön- 
 lichen mitgliedern, korporativen mitgliedern und assoziierten  
 trägern kann in vom vorstand des Caritasverbandes zu er- 
 lassenden aufnahmekriterien geregelt werden. diese rege- 
 lung der aufnahmekriterien bedarf der vorherigen schriftlichen  
 zustimmung des vorstandes des diözesan-Caritasverbandes.  
 eine vom vorstand des diözesan-Caritasverbandes verab-
 schiedete ordnung zu den aufnahmekriterien ist als mindest- 
 regelung zu übernehmen.

(7) der Caritasverband anerkennt für sich ziele, zweck und auf- 
 gaben des diözesan-Caritasverbandes, die kirchlichen rechts- 
 vorschriften, die spitzenverbandlichen grundsätze und vor-
 gaben des diözesan-Caritasverbandes im sinne von § 3  
 abs. 2 ziff. 11 der satzung des diözesan-Caritasverbandes  
 und dessen mitgliedschaftskriterien in § 5 abs. 1 ziff. 2 der  
 satzung des diözesan-Caritasverbandes. der verband hat  
 dem diözesan-Caritasverband für die erfüllung seiner auf- 
 gaben als spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege alle  
 erforderlichen auskünfte zu geben, ihn insbesondere unver- 
 züglich über wichtige verbandspolitische angelegenheiten zu  

 informieren. der verband richtet seine satzung an der aktu- 
 ellen mustersatzung für stadt- und kreiscaritasverbände im  
 erzbistum köln aus, soweit keine zwingenden gründe im  
 einzelfall entgegenstehen. der verband ist verpflichtet, dem  
 diözesan-Caritasverband eine aktuelle Fassung seiner sat- 
 zung und jede satzungsänderung in abschrift einzureichen.  
 Über neu aufgenommene mitglieder und assoziierte träger  
 sowie über deren ausschluss oder das erlöschen der mit- 
 gliedschaft bzw. assoziierung informiert der verband unver- 
 züglich den diözesan-Caritasverband. zudem informiert der  
 Caritasverband den diözesan-Caritasverband über verände- 
 rungen bei der personellen zusammensetzung des Caritas 
 rates. 
 der verband ist zudem verpflichtet, sich für alle geldanlagen  
 an den anlagekriterien des diözesan-Caritasverbandes für  
 das erzbistum köln e. v. in der jeweils geltenden Fassung zu  
 orientieren und den diözesan-Caritasverband über ein ab- 
 weichen hiervon zu unterrichten. der verband informiert den  
 diözesan-Caritasverband zudem unverzüglich, wenn inner- 
 halb eines kalenderjahres alle jeweiligen rechtsgeschäfte  
 nach § 20 abs. 9 ziff. b), c), d) oder e) in der jeweiligen ziffer  
 insgesamt die genehmigungswertgrenze überschreiten.

(8) die mitglieder des verbandes und die assoziierten träger an- 
 erkennen für sich ziele, zweck und aufgaben des verbandes  
 und des diözesan-Caritasverbandes, die für sie geltenden 
 kirchlichen rechtsvorschriften und die für sie geltenden  
 spitzenverbandlichen grundsätze und vorgaben i.s.v. § 3 
 abs. 2 ziff. 11 der satzung des diözesan-Caritasverbandes.  
 der verband stellt sicher, dass den neuen mitgliedern und  
 assoziierten trägern bei aufnahme die entsprechenden an- 
 forderungen in § 5 abs. 8 satz 1 sowie die mitgliedschafts-  
 bzw. assoziierungskriterien gemäß § 5 abs. 1 ziff. 2 bzw.  
 abs. 5 dieser satzung als zu beachtendes verbandsrecht  
 sowohl gegenüber dem verband als auch gegenüber dem 
 diözesan-Caritasverband aufgegeben werden.
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(9) Über ausnahmen von den verpflichtungen der mitglieder und  
 assoziierten träger nach § 5 abs. 1, abs. 5 und abs. 8 satz 1  
 hat der vorstand des verbandes nach vorheriger schriftlicher 
 zustimmung des vorstandes des diözesan-Caritasverbandes  
 zu entscheiden. ausnahmen sind nur möglich, soweit da-
 durch nicht zwingende kirchliche rechtsvorgaben abgedun- 
 gen werden.

(10) der verband, seine mitglieder und assoziierten träger erhalten  
 auf Wunsch eine bescheinigung über die zugehörigkeit zum 
 diözesan-Caritasverband und die spitzenverbandliche ver- 
 tretung.

§ 6 aufnahme, austritt und ausschluss von Mitgliedern   
 und assoziierten trägern

(1) Über die aufnahme und den ausschluss von mitgliedern und  
 assoziierten trägern entscheidet der vorstand. im Falle des  
 § 5 abs. 2 bedarf es keines aufnahmeverfahrens.

(2) die mitgliedschaft erlischt

 1. durch eine dem vorstand gegenüber abgegebene  
  schriftliche austrittserklärung, die zum schluss eines  
  kalenderjahres wirksam wird;

 2. durch den tod des mitgliedes, bei juristischen Personen  
  durch verlust der rechtsfähigkeit;

 3. durch ausschluss des mitgliedes auf beschluss des vor- 
  standes wegen verletzung bzw. Wegfall der mitglied- 
  schaftsbedingungen gemäß § 5 dieser satzung, wegen  
  eines den zweck oder das ansehen des verbandes ge- 
  fährdenden verhaltens oder wegen grober verstöße gegen 
  kirchliche grundsätze. ausgeschlossenen mitgliedern 
  steht innerhalb eines monats das recht auf berufung an  

  den Caritasrat zu. dieser beschließt auf seiner nächsten  
  sitzung endgültig. bis zu dieser entscheidung ruhen die  
  mitgliedschaftsrechte.

(3) bei assoziierten trägern richtet sich der ausschluss nach den  
 vereinbarungen im assoziierungsvertrag, hilfsweise gilt § 6  
 abs. 2 sinngemäß.

(4) die mitglieder und assoziierten träger haben bei ihrem aus- 
 scheiden keinen anspruch auf verbandsvermögen.

§ 7 Mitgliedsbeiträge

von den mitgliedern und assoziierten trägern können im rahmen 
einer von der vertreterversammlung zu verabschiedenden bei-
tragsordnung beiträge erhoben werden. eine von der vertreterver-
sammlung des diözesan-Caritasverbandes für das erzbistum köln 
e.v. gemäß § 7 seiner satzung verabschiedete beitragsordnung ist  
von der vertreterversammlung als mindestregelung zu übernehmen.

§ 8 Organe des Verbandes

(1) organe des verbandes sind

 1. der vorstand
 2. der Caritasrat
 3. die vertreterversammlung.

(2) mitarbeiter des verbandes können der vertreterversammlung  
 und dem Caritasrat nicht als stimmberechtigte mitglieder an- 
 gehören; auch eine mitwirkung im vorstand als nicht-haupt- 
 amtliches mitglied ist für sie ausgeschlossen.
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§ 9 Vorstand

(1) der vorstand besteht aus mindestens zwei und höchstens  
 drei mitgliedern, und zwar aus dem vorsitzenden des vor- 
 standes, dem stellvertretenden vorsitzenden des vorstandes  
 und einem weiteren mitglied. mindestens ein mitglied des  
 vorstandes muss hauptamtlich tätig sein. die zahl der haupt- 
 amtlichen mitglieder des vorstandes darf zwei nicht über- 
 schreiten.

(2) der vorstand wird vom Caritasrat bestellt und abberufen. bei  
 ausscheiden eines vorstandsmitgliedes bestellt der Caritas- 
 rat einen nachfolger.
 der Caritasrat bestimmt den vorsitzenden des vorstandes  
 und den stellvertretenden vorsitzenden des vorstandes unter  
 beachtung der regelungen in den nachfolgenden beiden  
 sätzen. Wenn mehr als ein mitglied des vorstandes haupt- 
 amtlich tätig ist, werden der vorsitzende des vorstandes und  
 der stellvertretende vorsitzende des vorstandes aus den 
 reihen der hauptamtlich tätigen vorstandsmitglieder be-
 stimmt. Falls nur ein mitglied des vorstandes hauptamtlich  
 tätig ist, ist dieses vorsitzender des vorstandes.
 die amtsdauer der nicht-hauptamtlichen mitglieder des vor- 
 standes beträgt drei Jahre. Wiederbestellung ist möglich.  
 bis zur neu- bzw. Wiederbestellung bleiben die bisherigen  
 nicht-hauptamtlichen vorstandsmitglieder im amt. eine ab- 
 berufung der nicht-hauptamtlichen vorstandsmitglieder ist  
 vor ablauf der amtszeit nur aus wichtigem grund möglich.
 als wichtige gründe sind insbesondere grobe Pflichtverlet- 
 zung, verstoß gegen die grundordnung des kirchlichen  
 dienstes oder unfähigkeit zur ordnungsgemäßen geschäfts- 
 führung anzusehen.

(3) alle dienstvertragsangelegenheiten (begründung, beendigung  
 und veränderung) der vorstandsmitglieder des Caritasver-
 bandes bedürfen der vorherigen schriftlichen zustimmung 
 des vorstandes des diözesan-Caritasverbandes, die erst er- 

 teilt werden kann, wenn die vorherige schriftliche zustim- 
 mung des erzbischofs von köln gemäß § 20 abs. 9a) der  
 satzung vorliegt.

(4) die vorstandsmitglieder müssen der katholischen kirche an- 
 gehören und dürfen in der ausübung ihrer kirchlichen glied- 
 schaftsrechte nicht gehindert sein. zum zeitpunkt der bestel- 
 lung soll der kandidat für das vorstandsamt nicht älter als 
 70 Jahre sein. Über ausnahmen hiervon entscheidet der  
 Caritasrat. näheres zum bestellungs- und abberufungsver- 
 fahren der vorstandsmitglieder kann in einer vom Caritasrat  
 zu beschließenden verfahrensordnung geregelt werden.

(5) der vorstand gibt sich eine geschäftsordnung, die der zu- 
 stimmung des Caritasrates bedarf und die auch näheres be- 
 züglich der informationspflichten des vorstandes gegenüber  
 dem Caritasrat, seinem Prüfungsausschuss und evtl. weiteren  
 von ihm gebildeten ausschüssen enthält. Änderungen der 
 geschäftsordnung bedürfen ebenfalls der zustimmung des  
 Caritasrates.

(6) den mitgliedern des vorstandes gegenüber vertritt der vor- 
 sitzende des Caritasrates, im verhinderungsfalle sein stellver- 
 treter, den verband. dies gilt insbesondere für den abschluss,  
 die Änderung und die beendigung des dienstvertrages mit  
 einem hauptamtlichen vorstandsmitglied.

(7) die hauptamtlichen und nicht-hauptamtlichen mitglieder des  
 vorstandes können für ihre tätigkeit eine angemessene ver- 
 gütung und/oder aufwandsentschädigung erhalten. Über die  
 höhe der vergütung/aufwandsentschädigung beschließt der  
 Caritasrat gemäß § 14 abs. 2 ziff. 11. der vorstand des  
 Caritasverbandes informiert den vorstand des diözesan- 
 Caritasverbandes über die höhe der dem nicht-hauptamtlichen  
 mitglied des vorstandes vom Caritasrat zugesprochenen  
 vergütung/aufwandsentschädigung.
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§ 10 Rechte und Pflichten des Vorstandes

(1) der vorstand hat das recht und die Pflicht, das zur erfüllung  
 der verbandsaufgaben erforderliche zu veranlassen und  
 durchzuführen. er führt die geschäfte im rahmen der ge- 
 setze, der satzung und der beschlüsse des Caritasrates und  
 der vertreterversammlung. ihm obliegen alle angelegenheiten  
 des verbandes, soweit nicht nach anderen vorschriften dieser  
 satzung (insbesondere § 14 und § 17) der Caritasrat oder die  
 vertreterversammlung zuständig ist.

 insbesondere obliegen ihm
 1. die verbandsgeschäftsführung und die vertretung des  
  verbandes im sinne von § 26 abs. 2 bgb gemäß § 11  
  der satzung;

 2. die sicherung, Fort- und Weiterentwicklung der christlichen  
  identität des verbandes sowie die umsetzung des Leit- 
  bildes;

 3. die Wahrnehmung der beziehungen des verbandes zu  
  den caritativen einrichtungen und organisationen des ver- 
  bandsbereiches, zum diözesan-Caritasverband und zu  
  den örtlichen Fachverbänden;

 4. die vorbereitung und durchführung der beschlüsse des  
  Caritasrates und der vertreterversammlung sowie die be- 
  rücksichtigung ihrer empfehlungen;

 5. die aufstellung des Jahresabschlusses und des Lage- 
  berichtes in den ersten sechs monaten des geschäfts- 
  jahres für das vergangene geschäftsjahr in sinngemäßer  
  anwendung der vorschriften des 3. buches des hgb für  
  kapitalgesellschaften und die veranlassung der Prüfung  
  derselben durch einen Wirtschaftsprüfer, vereidigten buch- 
  prüfer bzw. steuerberater unter beachtung des rechtes  
  des Caritasrates nach § 14 abs 2 ziff. 3;

 6. die vorlage des tätigkeitberichtes und des Wirtschafts- 
  planes, bestehend aus erfolgs-, investitions- und stellen- 
  plan und des geprüften Jahresabschlusses mit Lagebe- 
  richt beim Caritarat;

 7. die berichtspflicht über grundsätzliche Fragen an den  
  Caritasrat bzw. – in eil- und notfällen – an den vorsitzenden  
  des Caritasrates bzw. seinen stellvertreter;

 8. die mitteilung der ergebnisse der gemäß § 17 abs.1 ziff. 4  
  durchgeführten Wahlen an den vorstand des diözesan- 
  Caritasverbandes.

(2) der vorstand ist zur einrichtung eines der größe des verban- 
 des entsprechenden angemessenen risikofrüherkennungs-  
 und -überwachungssystems verpflichtet.

(3) der vorstand ist verpflichtet, eine aktuelle mitgliederliste zu  
 führen.

(4) der vorstand trägt sorge für die seelsorgliche begleitung des 
 verbandes.

(5) der vorstand stellt dem Caritasrat, seinem Prüfungsaus- 
 schuss und evtl. weiteren von ihm gebildeten ausschüssen  
 rechtzeitig alle für die Wahrnehmung ihrer aufgaben notwen- 
 digen informationen und unterlagen zur verfügung.

§ 11 Vertretung des Verbandes

der verband wird im sinne des § 26 abs. 2 bgb durch jeweils 
zwei mitglieder des vorstandes gemeinsam gerichtlich und außer-
gerichtlich vertreten.
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§ 12 Sitzungen und Beschlussfassung des Vorstandes

(1) der vorstand tritt auf einladung seines vorsitzenden, im ver- 
 hinderungsfalle seines stellvertretenden vorsitzenden regel- 
 mäßig zusammen, wenn immer es die verbandsgeschäfte  
 erfordern. er muss auf verlangen eines vorstandsmitgliedes  
 oder des vorsitzenden des Caritasrates, in dessen verhin- 
 derungsfalle des stellvertretenden vorsitzenden des Caritas- 
 rates einberufen werden.

(2) der vorstand ist beschlussfähig, wenn wenigstens die hälfte  
 seiner mitglieder anwesend sind. er entscheidet mit stimmen- 
 mehrheit. näheres zur zusammenarbeit, sitzungen und  
 aufgabenverteilung wird in der geschäftsordnung des vor- 
 standes geregelt.

(3) Über den wesentlichen inhalt der sitzungen und über gefasste  
 beschlüsse ist eine niederschrift anzufertigen, die vom vor- 
 sitzenden des vorstandes, im verhinderungsfalle von einem  
 anderen vorstandsmitglied zu unterzeichnen und allen mit- 
 gliedern des vorstandes zuzuleiten ist. die niederschrift ist dem  
 vorstand in der nächsten sitzung zur genehmigung vorzulegen.

§ 13 Caritasrat

(1) der Caritasrat besteht aus mindestens fünf und höchstens elf  
 mitgliedern, nämlich

 1. vier bis zehn von der vertreterversammlung für die dauer  
  von vier Jahren gewählten mitgliedern;

 2. dem stadtdechanten als geborenem vorsitzenden des  
  Caritasrates.
  die mitglieder nach ziff. 1 bleiben so lange im amt, bis  
  neue gewählt sind.

(2) die mitglieder des Caritasrates müssen der katholischen kirche  
 angehören und dürfen in der ausübung ihrer kirchlichen  
 gliedschaftsrechte nicht gehindert sein. alle mitglieder des  
 Caritasrates müssen auf grund ihrer kenntnisse und erfah- 
 rungen in der Lage sein, die aufgaben des Caritasrates zu er-
 füllen. bei den mitgliedern soll es sich deshalb insbesondere um  
 solche mit religiöser, ethischer, kaufmännischer, juristischer,  
 steuerrechtlicher o. ä. kompetenz handeln. dem Caritasrat  
 können auch solche katholischen Persönlichkeiten ange- 
 hören, die nicht mitglied des verbandes bzw. der vertreter- 
 versammlung des verbandes bzw. der vertretungsberechtigten  
 organe des verbandsmitgliedes sind.

(3) Wiederwahl ist möglich.
 die nicht gewählten kandidaten sind ersatzmitglieder.

(4) die mitglieder des vorstandes nehmen beratend an den sit- 
 zungen des Caritasrates teil, es sei denn, der Caritasrat be- 
 stimmt hinsichtlich der teilnahme im einzelfall etwas anderes.  
 mit der berufung in den vorstand scheidet das betreffende 
 mitglied aus dem Caritasrat aus.

(5) die mitglieder des Caritasrates wählen aus ihren reihen einen  
 stellvertretenden vorsitzenden des Caritasrates für die dauer  
 der amtszeit.

(6) scheidet ein gewähltes mitglied vor ablauf der amtszeit aus,  
 wird aus den nicht gewählten kandidaten mit der nächst hö- 
 heren stimmenzahl vom Caritasrat für den rest der amtszeit  
 ein ersatzmitglied kooptiert. sind solche kandidaten nicht  
 vorhanden, kooptiert der Caritasrat für den rest der amtszeit  
 ein ersatzmitglied.

(7) der Caritasrat kann weitere Personen als beratende mitglieder  
 jederzeit berufen und abberufen und ausschüsse bilden, die  
 für die behandlung und vorbereitung der beschlussfassung  
 bestimmter einzelfragen zuständig sind.
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(8) der Caritasrat gibt sich eine geschäftsordnung, die der zu- 
 stimmung der vertreterversammlung bedarf. gleiches gilt für  
 eine Änderung der geschäftsordnung.

(9) Caritasratsmitglieder dürfen keine organfunktionen oder be- 
 ratungsaufgaben bei wesentlichen Wettbewerbern des Ca- 
 ritasverbandes ausüben.

§ 14 Rechte und Pflichten des Caritasrates

(1) dem Caritasrat obliegt es

 1. eine fruchtbare zusammenarbeit der mitglieder des ver- 
  bandes zu fördern, eine erfolgreiche zusammenarbeit  
  des verbandes mit den im verbandsbereich bestehenden  
  Pfarrcaritasausschüssen sowie sonstigen auf caritativem  
  gebiet tätigen herbeizuführen sowie bei auseinander- 
  setzungen zwischen dem verband und seinen mitglie- 
  dern oder zwischen mitgliedern des verbandes unterein- 
  ander zu vermitteln;

 2. hinweise und anregungen für die Caritastätigkeit aufzu- 
  greifen und zu geben;

 3. aufgeschlossenheit und persönliches engagement für die  
  arbeit der Caritas zu wecken sowie

 4. unter beachtung von empfehlungen der vertreterver- 
  sammlung über Fragen von grundsätzlicher bedeutung, 
  über die durchführung neuer aufgaben, über die bildung  
  von schwerpunkten der Caritasarbeit im verbandsbe- 
  reich und über Fragen der öffentlichkeitsarbeit zu beraten.

(2) Weiterhin hat der Caritasrat mit Wirkung nur im innenverhältnis 
 das recht und die Pflicht,

 1. den vorstand zu unterstützen und die ordnungsgemäße  
  erfüllung aller aufgaben des vorstandes zu überwachen,  
  insbesondere hinsichtlich des Funktionierens des risiko- 
  früherkennungs- und -überwachungssystems;

 2. strategische ziele des Caritasverbandes festzulegen, öko- 
  nomische rahmendaten zu verabschieden sowie ge- 
  schäftspolitische grundsatzentscheidungen des vor- 
  standes zu initiieren bzw. über geschäftspolitische grund- 
  sätze zu entscheiden;

 3. über die bestellung des externen Wirtschaftsprüfers, ver- 
  eidigten buchprüfers bzw. steuerberaters für die Prüfung  
  des Jahresabschlusses und Lageberichtes sowie über  
  die durchführung von weiteren Prüfungshandlungen zu  
  entscheiden;

 4. aus seinen mitgliedern einen Prüfungsausschuss zu bil- 
  den, der ihn in wirtschaftlichen Fragen berät und unter- 
  stützt und der sich mit
  
  – Fragen der rechnungslegung,
  – der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage- 
   berichtes,
  – der Prüfung des risikofrüherkennungs- 
    und -überwachungssystems,
  – der erforderlichen unabhängigkeit des Wirtschafts-
   prüfers, vereidigten buchprüfers bzw. steuerberaters,
  – der erteilung des Prüfauftrages an den Wirtschafts-
   prüfer, vereidigten buchprüfer bzw. steuerberater
  – sowie mit der bestimmung der Prüfschwerpunkte be-
   fasst und diesbezügliche entscheidungen des 
   Caritasrates vorbereitet;

 5. den tätigkeitsbericht des vorstandes entgegenzuneh- 
  men und zu beraten;
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 6. den bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses und  
  des Lageberichtes entgegenzunehmen und das ergeb- 
  nis des Jahresabschlusses und des Lageberichtes zu  
  prüfen und festzustellen;

 7. den vorstand zu entlasten;

 8. der vertreterversammlung einen tätigkeitsbericht ein- 
  schließlich eines berichtes über die wirtschaftliche Lage  
  vorzulegen;

 9. den Wirtschaftsplan zu beschließen, der den erfolgs-, 
   investitions- und stellenplan zu umfassen hat;

 10. die vorstandsmitglieder gemäß § 9 abs. 2 zu bestellen  
  und abzuberufen;

 11. über alle dienstvertragsangelegenheiten (begründung,  
  beendigung und veränderung) der hauptamtlichen vor- 
  standsmitglieder sowie die höhe der vergütung/aufwands- 
  entschädigung der nicht-hauptamtlichen mitglieder des  
  vorstandes zu entscheiden;

 12. sofern im Wirtschaftsplan nicht ausdrücklich vorgesehen  
  über die abgabe von bürgschaft-, garantie- und Patronats- 
  erklärungen ab einer Wertgrenze von mehr als € 20.000,- 
  zu entscheiden;

 13. sofern im Wirtschaftsplan nicht ausdrücklich vorgesehen  
  über den abschluss von erlassverträgen gemäß § 397  
  bgb sowie über schuldversprechen und schuldaner- 
  kenntnisse gemäß §§ 780, 781 bgb ab einer Wertgrenze  
  von € 10.000,- zu entscheiden;

 14. sofern im Wirtschaftsplan nicht ausdrücklich vorgesehen  
  über aufnahme und vergabe von darlehen und die ver- 
  einbarung eines kontokorrentkreditrahmens über eine  

  Wertgrenze von € 250.000,- hinaus sowie zusätzliche 
  Überziehungsvereinbarungen zu entscheiden;

 15. soweit im Wirtschaftsplan nicht ausdrücklich vorgesehen  
  über die vornahme von Forderungsabtretungen (ein- 
  schließlich Factoring-verträgen) sowie abschluss, Ände- 
  rung und beendigung von Franchising-verträgen ab einer  
  Wertgrenze von € 250.000,- zu entscheiden;

 16. sofern im Wirtschaftsplan nicht ausdrücklich vorgesehen  
  über erwerb, belastung, veräußerung und aufgabe des  
  eigentums sowie Änderung, veräußerung und aufgabe  
  von rechten an grundstücken und grundstücksgleichen  
  rechten ab einer Wertgrenze von mehr als  € 250.000,- 
  zu entscheiden;

 17. sofern im Wirtschaftsplan nicht ausdrücklich vorgesehen  
  über die Planung und durchführung von baumaßnahmen  
  sowie die vornahme sonstiger investitionen ab einer  
  Wertgrenze von € 250.000,- zu entscheiden. ausgenom-
  men sind reine instandhaltungsmaßnahmen;

 18. über die gründung (einschließlich ausgründung) neuer  
  gesellschaften mit beschränkter haftung und sonstiger  
  juristischer Personen sowie deren auflösung, die Fusion,  
  den zusammenschluss von vereinigungen sowie die um- 
  wandlung nach umwandlungsgesetz, die begründung  
  (einschließlich des erwerbs) von beteiligungen jeder art  
  durch den verband an anderen juristischen Personen so- 
  wie die Übertragung und sonstige verfügung über ge- 
  schäftsanteile oder teile derselben (einschließlich veräu- 
  ßerung von geschäftsanteilen und den beitritt neuer  
  gesellschaften sowie belastungen des gesellschaftsan-
  teils) zu entscheiden;
 
 19. über den abschluss, die Änderung und beendigung von  
  betriebsführungs-, betriebspacht- und betriebsüberlas- 
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  sungsverträge sowie über unternehmenskaufverträge ab  
  einer Wertgrenze von € 250.000,- oder wenn von dem 
  rechtsgeschäft mehr als 15 mitarbeiter (umgerechnet auf  
  volle stellen) betroffen sind, zu entscheiden;

 20. über den ausschluss von mitgliedern gemäß § 6 abs. 2  
  ziff. 3 satz 3 zu entscheiden;

 21. einer geschäftsordnung für den vorstand und deren Än- 
  derungen gemäß § 9 abs. 5 zuzustimmen;

 22. über die einleitung von rechtsstreitigkeiten von grund- 
  sätzlicher bedeutung oder mit erheblichen finanziellen  
  risiken oder mit einem streitwert über € 100.000,- zu 
  entscheiden;

 23. über die Übernahme, Änderung oder einstellung wesent- 
  licher caritativer arbeitsfelder, geschäftsbereiche, dienste 
  oder einrichtungen zu entscheiden;

 24. über die Änderung bzw. ergänzung des verbandsnamens  
  und des verbandszeichens (§ 2 abs. 2 satz 2 dieser sat-
  zung) zu entscheiden. diese entscheidung bedarf der  
  vorherigen schriftlichen zustimmung des vorstandes des  
  diözesan-Caritasverbandes.
  
 Für die vertretung der entscheidungen des Caritasrates ge- 
 genüber dem vorstand gilt § 9 abs. 6 der satzung.

§ 15 Sitzungen und Beschlüsse des Caritasrates

(1) der Caritasrat wird von seinem vorsitzenden, im Falle seiner  
 verhinderung von seinem stellvertretenden vorsitzenden  
 nach bedarf einberufen, jedoch mindestens viermal im Jahr.  
 auf schriftlichen antrag eines drittels seiner mitglieder ist er  
 einzuberufen. die einberufungsfrist beträgt mindestens zwei  

 Wochen. die einberufung erfolgt schriftlich unter angabe der  
 tagesordnung und Übersendung aller zur Wahrnehmung der  
 aufgaben erforderlichen unterlagen (z. b. geprüfter Jahres- 
 abschluss, Wirtschaftsplan). in eilfällen kann auf einhaltung  
 der einberufungsfrist verzichtet werden, wenn alle mitglieder  
 des Caritasrates zustimmen.

(2) die sitzungen des Caritasrates werden vom vorsitzenden  
 des Caritasrates, bei verhinderung von seinem stellvertreter  
 geleitet.

(3) der Caritasrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die hälfte seiner  
 mitglieder anwesend sind, darunter der vorsitzende oder sein  
 stellvertreter. die beschlüsse werden mit einfacher stimmen- 
 mehrheit der anwesenden mitglieder gefasst. bei stimmen-
 gleichheit gibt die stimme des vorsitzenden, im verhinderungs- 
 falle seines stellvertreters den ausschlag. in eilfällen können 
 beschlüsse auch im schriftlichen umlaufverfahren gefasst 
 werden, wenn alle mitglieder des Caritasrates zustimmen.

(4) bei beschlussunfähigkeit ist der vorsitzende, bei seiner ver- 
 hinderung der stellvertretende vorsitzende verpflichtet, inner- 
 halb von vier Wochen den Caritasrat zu einer zweiten sitzung  
 mit der gleichen tagesordnung erneut einzuberufen. in dieser  
 sitzung ist der Caritasrat ohne rücksicht auf die zahl der er-
 schienenen mitglieder beschlussfähig. hierauf ist in der einla- 
 dung hinzuweisen.

(5) im schriftlichen umlaufverfahren gefasste beschlüsse sind in  
 der nächsten sitzung des Caritasrates bekanntzugeben und  
 in die niederschrift aufzunehmen.

(6) der vorstand des diözesan-Caritasverbandes ist zu den sit- 
 zungen des Caritasrates als gast unter angabe der tages- 
 ordnung und unter Übersendung der dem Caritasrat vorge- 
 legten unterlagen rechtzeitig einzuladen. dieser kann einen  
 von ihm beauftragten entsenden.



13  

(7) Über die beschlüsse des Caritasrates ist eine niederschrift  
 zu fertigen, die vom sitzungsleiter und einem weiteren mit- 
 glied zu unterzeichnen ist.

§ 16 Vertreterversammlung

(1) die mitglieder gemäß § 5 abs. 1 und 2 nehmen ihre in § 17  
 aufgeführten satzungsgemäßen rechte und Pflichten durch  
 die vertreterversammlung wahr.

(2) die vertreterversammlung setzt sich zusammen aus

 1. zwei vertretern je angefangene 10.000 katholiken im be- 
  reich des stadtdekanates, mindestens aber zwei vertre- 
  tern je seelsorgebereich des stadtdekanates als vertre- 
  ter der kirchengemeinden;

 2. bis zu zwei vertretern der natürlichen Personen im sinne  
  des § 5 abs. 1 ziff. 1 der satzung (persönliche mitglieder) ;

 3. je einem vertreter eines jeden rechtsträgers der im ver- 
  bandsbereich gelegenen caritativen dienste und ein- 
  richtungen, der mitglied der in § 4 abs. 1 ziff. 2 genannten  
  Fachverbände (sog. Personalfachverbände) und vereini- 
  gungen ist und dessen einzugsbereich nicht wesentlich  
  über den verbandsbereich hinausgeht;

 4. je einem vertreter der auf verbandsebene tätigen arbeits- 
  gemeinschaften der rechtsträger von im verbandsbe- 
  reich gelegenen caritativen einrichtungen, die mitglieder  
  der in § 4 abs. 1 ziff. 3 genannten zusammenschlüsse  
  (sog. einrichtungsfachverbände) sind, bzw. – wo eine  
  solche arbeitsgemeinschaft nicht besteht – je einem ver- 
  treter je einrichtungsfachverband aus den reihen der im  
  verbandsbereich tätigen mitglieder der in § 4 abs. 1 ziff. 3  

  genannten zusammenschlüsse, deren einzugsbereich  
  nicht wesentlich über den verbandsbereich hinausgeht;
 
 5. bis zu drei vertretern der übrigen korporativen mitglieder  
  gemäß §5 abs.1 ziff. 2 der satzung (sonstige korporative 
  mitglieder). vertretungen nach den ziffern 1– 5 schließen 
  einander aus.

(3) Für jeden vertreter ist ein ersatzvertreter zu benennen. das  
 benennungsrecht für die vertreter bzw. ersatzvertreter der in  
 abs. 2 genannten gruppen obliegt:
 
 1. bei den kirchengemeinden (abs. 2 ziff. 1):
  dem vertretungsberechtigten organ des gemeindever- 
  bandes;

 2. bei den persönlichen mitgliedern (abs. 2 ziff. 2):
  den persönlichen mitgliedern auf vorschlag des Caritas- 
  rates aus den reihen der persönlichen mitglieder im  
  Wege einer schriftlich durchgeführten Wahl;

 3. bei den Personalfachverbänden und vereinigungen (abs.  
  2 ziff. 3):
  dem jeweiligen vertretungsberechtigten organ des Per- 
  sonalfachverbandes bzw. der vereinigung;

 4. bei den einrichtungsfachverbänden (abs. 2 ziff. 4):
  der jeweiligen arbeitsgemeinschaft des einrichtungs- 
  fachverbandes bzw. – wo eine solche nicht besteht – auf  
  vorschlag des Caritasrates den im verbandsbereich täti- 
  gen mitgliedern jedes einrichtungsfachverbands aus ihren  
  reihen im Wege einer schriftlich durchgeführten Wahl;

 5. bei den sonstigen korporativen mitgliedern (abs. 2 ziff. 5):
  den sonstigen korporativen mitgliedern auf vorschlag des  
  Caritasrates aus den reihen der sonstigen korporativen  
  mitglieder im Wege einer schriftlich durchgeführten Wahl.
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(4) die amtszeit der vertreter für die vertreterversammlung be- 
 trägt drei Jahre. sie bleiben so lange im amt, bis neue vertre- 
 ter benannt bzw. gewählt sind. rechtzeitig vor ablauf der  
 amtszeit werden die benennungsgremien vom vorstand zur  
 benennung der vertreter bzw. ersatzvertreter für die neue  
 amtsperiode aufgefordert. Wiederbenennung ist möglich.  
 bei ausscheiden eines vertreters vor ablauf der amtszeit be- 
 nennt das benennungsgremium für den rest der amtszeit  
 einen ersatzvertreter, soweit ein ersatzvertreter nicht mehr  
 vorhanden ist.

(5) näheres zum benennungsverfahren bzw. zu den durchzu- 
 führenden Wahlen der vertreter nach abs. 2 ziff. 1 – 5 sowie  
 abs. 3 regelt eine vom Caritasrat zu erlassende Wahl- und  
 verfahrensordnung, soweit nicht die entsendende stelle für  
 ihren bereich hierzu regelungen erlassen hat bzw. erlässt.  
 die Wahl- und verfahrensordnung bedarf der schriftlichen ge- 
 nehmigung des vorstandes des diözesan-Caritasverbandes.

§ 17 Rechte und Pflichten der Vertreterversammlung

(1) der vertreterversammlung obliegen
 
 1. die beratung über grundsatzfragen;

 2. die beratung über den vom Caritasrat vorgelegten tätig- 
  keitsbericht einschließlich des berichtes über die wirt- 
  schaftliche Lage sowie die entlastung des Caritasrates  
  bezüglich der dem Caritasrat nach § 14 der satzung ob- 
  liegenden aufgaben;

 3. die Wahl der gemäß § 13 abs. 1 ziff. 1 zu wählenden mit- 
  glieder des Caritasrates;

 4. die Wahl und die abberufung der in die vertreterver- 
  sammlung des diözesan-Caritasverbandes zu entsenden- 
  den vertreter;
 
 5. die verabschiedung einer beitragsordnung gemäß § 7;

 6. die beschlussfassung über Änderungen der satzung und  
  auflösung des verbandes gemäß § 21;

 7. die zustimmung zur geschäftsordnung für den Caritasrat  
  und deren Änderungen nach § 13 abs. 8;

 8. die vertretung des verbandes gegenüber Caritasratsmit- 
  gliedern, insbesondere die geltendmachung von evtl. er- 
  satzansprüchen des verbandes gegen Caritasratsmit- 
  glieder; die vertreterversammlung benennt für ihre amts- 
  zeit einen vertreter und einen stellvertreter aus ihren  
  reihen, der die rechte der vertreterversammlung gegen- 
  über dem Caritasrat wahrnimmt. diese Personen dürfen  
  weder mitglied des Caritasrates noch mitglied des vor- 
  standes sein.

(2) näheres zu den gemäß absatz 1 ziff. 3 und 4 durchzuführen- 
 den Wahlen bestimmt eine von der vertreterversammlung des  
 verbandes zu erlassende Wahl- und verfahrensordnung, die  
 der schriftlichen genehmigung des vorstandes des diözesan- 
 Caritasverbandes bedarf.

(3) der vorstand und der Caritasrat nehmen – soweit nicht das  
 stimmrecht bereits als gleichzeitiges mitglied der vertreter- 
 versammlung besteht – an den sitzungen der vertreterver- 
 sammlung als nicht stimmberechtigtes mitglied teil, es sei  
 denn, die vertreterversammlung bestimmt hinsichtlich der  
 teilnahme im einzelfall etwas anderes.
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§ 18 Sitzungen und Beschlüsse der Vertreterversammlung

(1) die ordentliche vertreterversammlung ist mindestens einmal  
 jährlich abzuhalten.

(2) eine außerordentliche vertreterversammlung ist einzuberufen,  
 wenn das verbandsinteresse es erfordert oder wenn wenig-
 stens ein viertel der mitglieder der vertreterversammlung  
 oder der mitglieder des Caritasverbandes die einberufung  
 schriftlich unter angabe der gründe beim vorsitzenden bzw.  
 stellvertretenden vorsitzenden des Caritasrates beantragt.  
 mitglieder, die nicht der vertreterversammlung angehören  
 und einen einberufungsantrag gestellt haben, haben ein an- 
 hörungsrecht in der vertreterversammlung.

(3) die einberufung erfolgt durch den vorsitzenden des Caritas- 
 rates, im verhinderungsfalle durch den stellvertretenden vor- 
 sitzenden des Caritasrates schriftlich an die letzte bekannt  
 gegebene adresse oder per e-mail, sofern diese e-mail- 
 adresse bekannt gegeben wurde, unter angabe der tages- 
 ordnung. 
 die einberufungsfrist beträgt wenigstens drei Wochen.

(4) anträge, weitere angelegenheiten nachträglich auf die tages- 
 ordnung zu setzen, sind schriftlich mit einer Frist von einer  
 Woche vor der vertreterversammlung beim vorsitzenden des  
 Caritasrates, im verhinderungsfalle beim stellvertretenden  
 vorsitzenden des Caritasrates einzureichen. Über ihre be-
 handlung entscheidet die vertreterversammlung. Werden  
 solche anträge erst in der versammlung gestellt, bedürfen sie  
 zu ihrer annahme einer mehrheit von drei vierteln der abge- 
 gebenen stimmen.

(5) die sitzungsleitung liegt beim nicht stimmberechtigten stadt- 
 dechanten. im verhinderungsfalle wählt die vertreterversamm- 
 lung aus ihren reihen einen sitzungsleiter.

(6) die vertreterversammlung ist ohne rücksicht auf die zahl der  
 erschienenen mitglieder beschlussfähig und fasst ihre be- 
 schlüsse in der regel durch handzeichen mit einfacher mehr- 
 heit der abgegebenen stimmen. bei stimmengleichheit gilt  
 der antrag als abgelehnt. die bestimmungen des abs. 4 satz  
 3 und des § 21 bleiben unberührt.

(7) Über die beschlüsse ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom  
 sitzungsleiter und einem weiteren sitzungsteilnehmer zu unter- 
 zeichnen ist.

§ 19 geheimhaltungspflicht

die mitglieder von vertreterversammlung, Caritasrat und vorstand 
haben über alle angelegenheiten des verbandes, die ihnen im zu- 
sammenhang mit ihrer tätigkeit für den verband bekannt geworden  
sind, stillschweigen zu bewahren, soweit sie diese nicht im rahmen  
pflichtgemäßer ausübung ihrer tätigkeit offenbaren müssen. die 
schweigepflicht dauert auch nach beendigung ihrer tätigkeit für den  
verband fort.

§ 20 zuordnung und aufsicht

(1) der Caritasverband unterliegt nach maßgabe der bestim- 
 mungen des kirchenrechtes über kirchliche vereinigungen  
 (cc. 305, 323, 325, 1301 CiC) der aufsicht des erzbischofs  
 von köln.

(2) der Caritasverband erkennt die vom erzbischof von köln er- 
 lassende „grundordnung des kirchlichen dienstes im rah- 
 men kirchlicher arbeitsverhältnisse“ (amtsblatt des erzbis- 
 tums köln vom 15.10.1993, seite 222 ff., in der Fassung  
 vom 24.10.2005, amtsblatt vom 1.11.2005, seite 325) so- 
 wie das mitarbeitervertretungsrecht für die erzdiözese köln  
 (amtsblatt des erzbistums köln vom 15.8.2008, seite 185 ff.)  
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 und die dazu ergangenen regelungen und ausführungsbe-
 stimmungen in der jeweils geltenden Fassung an und wird  
 diese anwenden. das gleiche gilt, wenn die vorgenannten  
 bestimmungen durch andere regelungen ersetzt werden.

(3) die erstmalige autorisierung sowie jede Änderung der sat- 
 zung sowie die auflösung des verbandes bedarf zu ihrer  
 rechtswirksamkeit vor eintragung in das vereinsregister der  
 schriftlichen zustimmung des erzbischofs von köln.

(4) die gründung (einschließlich ausgründung) neuer gesell- 
 schaften mit beschränkter haftung und sonstiger juristischer  
 Personen sowie deren auflösung, die Fusion, der zusammen- 
 schluss von vereinigungen sowie die umwandlung nach um
 wandlungsgesetz, die begründung (einschließlich des erwerbs)  
 von beteiligungen jeder art durch den verband an anderen 
 juristischen Personen sowie die Übertragung und sonstige  
 verfügung über gesellschaftsanteile oder teile der selben  
 (einschließlich veräußerung von geschäftsanteilen und der  
 beitritt neuer gesellschaften sowie belastungen des ge- 
 schäftsanteils) bedarf zu ihrer rechtswirksamkeit der vorheri- 
 gen schriftlichen zustimmung des erzbischofs von köln.

(5) der Wirtschaftsplan, der den erfolgs-, investitions- und stellen- 
 plan zu umfassen hat, bedarf bezüglich des verbandes und  
 seiner verbundenen unternehmen der über den diözesan- 
 Caritasverband für das erzbistum köln e. v. einzuholenden  
 genehmigung des erzbischofs von köln.

(6) der verband und seine verbundenen unternehmen lassen  
 sich gemäß § 10 abs. 1 ziff. 5 von einem Wirtschaftsprüfer bzw.  
 vereidigten buchprüfer bzw. steuerberater prüfen und über-
 senden dem erzbischof und dem diözesan-Caritasverband  
 jeweils eine ausfertigung des geprüften Jahresabschlusses  
 mit Lagebericht und Prüfungsbericht des Wirtschaftsprüfers  
 bzw. vereidigten buchprüfers bzw. steuerberaters.

(7) der erzbischof von köln und der diözesan-Caritasverband für  
 das erzbistum köln e. v. haben das recht, einsicht in die un- 
 terlagen des verbandes und seiner verbundenen unternehmen  
 zu nehmen, die ordnungsgemäße verwendung der mittel  
 nachzuprüfen und weitere auskünfte zu verlangen.

(8) der verband informiert das erzbischöfliche generalvikariat  
 und den diözesan-Caritasverband frühzeitig über geplante  
 Änderungen der satzung.

(9) Folgende maßnahmen bedürfen zur rechtswirksamkeit der  
 über den diözesan-Caritasverband einzuholenden vorherigen  
 schriftlichen zustimmung des erzbischofs von köln:

 a) organbestellung und -abberufung sowie alle dienstver- 
  tragsangelegenheiten (begründung, beendigung und  
  veränderung) der vorstandsmitglieder;

 b) abgabe von bürgschaftserklärungen, garantie- und Pat- 
  ronatserklärungen ab einer Wertgrenze von mehr als  
  € 20.000,- ;

 c) erlassverträge gemäß § 397 bgb sowie schuldverspre- 
  chen und schuldanerkenntnisse gemäß §§ 780, 781 bgb  
  ab einer Wertgrenze von mehr als € 10.000,-;

 d) aufnahme und vergabe von darlehen und die vereinba- 
  rung eines kontokorrentkreditrahmens über eine Wert- 
  grenze von € 1,2 mio hinaus sowie zusätzliche Überzie-
  hungsvereinbarungen;

 e) Forderungsabtretungen (einschließlich Factoringverträge)  
  sowie abschluss, Änderung und beendigung von Fran- 
  chising-verträgen ab einer Wertgrenze von € 1,2 mio;
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 f) erwerb, belastung, veräußerung und aufgabe des eigen- 
  tums sowie Änderung, veräußerung und aufgabe von  
  rechten an grundstücken und grundstücksgleichen  
  rechten ab einer Wertgrenze von mehr als € 1,25 mio.

 g) Planung und durchführung von baumaßnahmen ab einer  
  Wertgrenze von mehr als € 1,25 mio einzelheiten werden 
  in ausführungsbestimmungen des diCv köln geregelt;

 h) betriebsführungs-, betriebspacht- und betriebsüberlas- 
  sungsverträge sowie unternehmenskaufverträge ab einer  
  Wertgrenze von € 1,25 mio oder wenn von dem rechts-
  geschäft 25 mitarbeiter (umgerechnet auf volle stellen)  
  betroffen sind.

(10) der verband unterliegt der Prüfung durch den erzbischof von  
 köln nach maßgabe der revisionsordnung für das erzbis- 
 tum köln vom 24.11.2005 (amtsblatt für das erzbistum köln  
 vom 15.12.2005, nr. 332) in ihrer jeweils geltenden Fassung.

§ 21 Satzungsänderung und auflösung des Verbandes

eine Änderung der satzung und die auflösung des verbandes können  
nur von einer zu diesem zweck einberufenen vertreterversamm-
lung beschlossen werden. der beschluss über eine satzungsän-
derung und über die auflösung des verbandes bedarf einer mehr-
heit von drei vierteln der erschienenen vertreter. § 20 abs. 3 dieser 
satzung ist zu beachten.

§ 22 Vermögensanfall bei auflösung oder aufhebung des   
 Verbandes

bei auflösung oder aufhebung des verbandes oder bei Wegfall 
steuerbegünstigter zwecke fällt das vermögen an den diözesan-
Caritasverband für das erzbistum köln e. v., ersatzweise an das  

erzbistum köln, der bzw. das es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche zwecke – nach möglichkeit  
im bereich des stadtdekanates Leverkusen – zu verwenden hat.

§ 23 Inkrafttreten der Satzung/Übergangsregelung

diese satzung und ihre Änderungen treten in kraft mit der geneh-
migung durch den erzbischof von köln und mit eintragung in das 
vereinsregister (§ 71 bgb).

diese satzung wurde in der vertreterversammlung vom 8. november  
2011 einstimmig beschlossen und am 20.12.2011 durch das erz-
bischöfliche generalvikariat genehmigt.




